Ausgabe A. 


Geletzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 5 | Ausgegeben Danzig, den 21. Februar 0 1931 


Juhalt. Verordnung über Abänderung des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (G. 5 
S. 91) nebſt Abänderungsgeſetzen (S. 27). — Bekanntmachung des Geſetzes betr. Erwerbsloſenſürſorge vom 28 März 1922 
in der Faſſung vom 13. Februar 1931 0 20) — Verordnun 85 betr. Abänderung der Zuckerſteuer⸗Ausführungsbeſtimmungen 


vom 18. Juni 1903 in der Faſſung vom 19. Februar 1930 ( S. 36). — Druckfehlerberichtigung (©. 36). 


E10; Verordnung 


über Abänderung des Geſetzes betreffend Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (G. Bl. S. 91) 
nebſt Abänder ungsgeſetzen. 
Vom 13. 2. 1931. 


Auf Grund des § 3 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. 1. 1931 (G. Bl. S. 7) wird folgendes 
mit Geſetzeskraft verordnet: . 
Artikel J. 
Das Geſetz Pelresſend Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 (G. Bl. S. 91) in der Faſſung 
vom 3. Oktober 1924 (G. Bl. S. 453), vom 19. Dezember 1924 (G. Bl. S. 543), vom 13. 3. 1925 


(G. Bl. S. 76), vom 7. 4. 1925 (G. Bl. S. 116), vom 4. 3. 1926 (G. Bl. S. 63), vom 7. 5. 1926 


(G. Bl. S. 131) und vom 23. 6. 1926 (G. Bl. S. 197) wird wie folgt geändert: 
1. Dem 8 5 ſind folgende 3 weiteren Abſätze anzufügen: => 
„Eine ſchlechte wirtſchaftliche Lage auf dem Arbeitsmarkt kann dann nicht als Urſache der 

Erwerbsloſigkeit angenommen werden, wenn die Bemühungen des Landesarbeitsamtes, den Erwerbs⸗ 

loſen in Arbeit unterzubringen, vorwiegend aus Gründen, die in der Perſon des Erwerbsloſen liegen, 

vergeblich ſind. 5 
Der Senat kann für einzelne Berufe und Bezirke beſtimmen, daß während eines beſtimmten 

Zeitraumes als Grund der Erwerbsloſigkeit nicht die ſchlechte Wirtſchaftslage anzuſehen und dem⸗ 

nach die Zahlung der Erwerbsloſenunterſtützung zu verſagen iſt. 

Bei berufsüblicher Arbeitsloſigkeit kann der Senat beſtimmen, für welche Berufe und für welche 

Zeiträume die Arbeitsloſigkeit vorwiegend auf Witterungsverhältniſſe zurückzuführen iſt. Er kann 

für dieſen Fall eine Unterſtützung feſtſetzen, die niedriger als die in den SS 14 und 15 beſtimmte 


E: fein kann, auch die in § 11 vorgeſehene Wartezeit verlängern.“ 


2. In 8 6 fällt der zweite Halbſatz in Abſatz 1 von dem Worte: „jedoch“ ab fort. Folgender 
2. Abſatz iſt anzufügen: 

„Als arbeitsunfähig im Sinne des Abſatz 1 gelten auch die Bezieher einer Inog lid oder 
Altersrente ſowie von Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung.“ 

Der bisherige Abſatz 2 fällt fort. 

3. In 8 8 werden im Abſatz 1 nach dem Worte „Unterſtützenden“ die Worte „einſchließlich der⸗ 


jenigen der im gemeinſamen Haushalt lebenden Familienangehörigen“ eingefügt. 


Der zweite Abſatz „Die Einnahmen der im gemeinſamen Haushalt lebenden Familienangehörigen 


Dürfen nur zur Hälfte bei Feſtſetzung der Unterſtützung berückſichtigt werden“, fällt fort. 


4. In 5 14 tritt anſtelle des Abſatz 2 folgende Beſtimmung: 

„Einer Perſon über 21 Jahre iſt ein für volljährig erklärter Ehemann gleichzuachten.“ 

5. In $ 15 kommt in Abſatz 2 die Zahl „4,60 G“ in Fortfall. 

Folgende Abſätze ſind anzufügen: 

„Leben die Eheleute getrennt, ſo kann die Geſamtunterſtützung nach billigem Ermeſſen geteilt und 


getrennt ausgezahlt werden. 


Die Kinderzuſchläge ſind bis zum vollendeten 14. Lebensjahre zu zahlen. In beſonderen Fällen 


können die Zuſchläge bis zum vollendeten 16. Lebensjahre gewährt werden. 


Der Kinderzuſchlag iſt für ein Kind, das während der Ehe geboren wird, zu gewähren. Heiratet 


5 der Erwerbsloſe während ſeiner Erwerbsloſigkeit, ſo kann der Zuſchlag für die Ehefrau gewährt 
werden.“ : 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 1. 3.1931). 


6. Hinter 8 16 iſt folgender neuer $ 16a einzufügen: 
„s 16 a. 


Die Erwerbsloſenunterſtützung einſchl. der Familienzuſchläge kann auch in Sachleiſtungen gewagt 


werden. Auch kann die Erwerbsloſenunterſtützung bis zu 50 vom Hundert unmittelbar an den Gläu⸗ 
biger oder an den Ehegatten des Erwerbsloſen gezahlt werden.“ 
7. Hinter $ 17 iſt folgender neuer $ 17a einzufügen: 
„Ss 17a: 
Die Erwerbsloſenfürſorge endigt, wenn der Erwerbsloſe die Unterſtützung oder an deren Stelle 
Krankengeld in den letzten 3 Jahren für insgeſamt 27 Monate bezogen hat. Der Bezugsdauer der 


Unterſtützung iſt die Zeit, in der dem Erwerbsloſen die Unterſtützung wegen eigenen Verſchuldens ver⸗ 
ſagt oder entzogen worden iſt, gleichzuſetzen. Die Erwerbsloſenunterſtützung kann erſt dann wieder f 


gezahlt werden, wenn der Erwerbsloſe eine verſicherungspflichtige Tätigkeit von mindeſtens 3 Mo⸗ 
naten nach Einſtellung der Unterſtützung durch Vorlage von Entlaſſungsbeſcheinigungen nachweiſt.“ 

8. In § 18 werden in Abſatz 1, Satz 1 nach dem Worte: „Erwerbsloſenunterſtützung“ die Worte 
oder an deren Stelle als Erwerbsloſe Krankengeld“ eingefügt. 

9. In § 19 iſt dem Abſatz 1 folgender Satz anzufügen: 

„In ländlichen Gemeinden iſt der Beſtimmung der Lohngrenze für Arbeiter allgemein der Tarif 


für landwirtſchaftliche Arbeiter zugrunde zu legen mit Ausnahme der gelernten Arbeiter, für die der 


für ſie geltende Tarif maßgebend iſt.“ 8 

In Abſatz 2 treten anſtelle der Worte: „ſolche von gewerbeverwandten Berufen und Betrieben.“ 
die Worte: „die ortsüblichen Löhne.“ 
| 10. In S 20 find in Abſatz 1 für „ſechs Wochen“ „3 Monate“ und in Abja 1 und 2 ſtatt 
„5 Mark“ „2 G“ zu ſetzen. 

11. In $ 22 wird in Abſatz 1 Satz 1 das Wort „muß“ durch das Wort „kann“ erſetzt. 

Ferner ſind die Worte: „in der bisherigen Mitgliederklaſſe oder Lohnſtufe“ zu ſtreichen und dafür 
nach dem Worte „herbeiführen“ einzufügen: „Als Grundlohn für die Leiſtungen gilt der durch⸗ 
ſchnittliche Arbeitstagesverdienſt des letzten Jahres vor Eintritt der Erwerbsloſigkeit.“ 


In Abſatz 2 wird der 1. Halbſatz durch die Worte erſetzt: „Macht die Gemeinde von dem Rechte 


der Weiterverſicherung gemäß Abſatz 1 keinen Gebrauch,“ 

12. S 26 erhält als Abſatz 1 folgende Beſtimmung: 

„Der Erwerbsloſe hat ſich an den vom Senat oder den zuſtändigen Behörden beſtimmten Stellen 
und bekanntgegebenen Zeiten zwecks Abſtempelung ſeiner Vormerkkarte zu melden.“ 

Der bisherige Abſatz 1 wird Abſatz 2. 

Folgende Abſätze ſind anzufügen: 

„Der Senat kann auch für ſämtliche oder einzelne Gemeinden beſtimmen, daß die Zahlung der 
Unterſtützung oder ſonſtiger Bezüge aus der Erwerbsloſenfürſorge von einer Arbeitsleiſtung abhängig 
zu machen iſt. Dieſe Verpflichtung kann auf einzelne Berufe oder Arten von Erwerbsloſen be⸗ 
ſchränkt werden. 

Werden Notſtandsarbeiten eingerichtet, ſo kann ein beſonderer Lohn (Notſtandslohn) vom Senat 
feſtgeſetzt werden. Das Nähere wird durch beſondere Verordnung beſtimmt.“ 

13. In $ 28 ilt ſtatt 1000 Mark „300 G“ zu ſetzen. 

14. In 8 29 treten in Abſatz 1 anſtelle der Worte: „Geldſtrafen bis 10000 Mark“ die Worte: 
„Geldſtrafe von 50 bis 5000, — G.“ 

15. In $ 30 endigt Abſatz 1 mit dem Wort: „einberufen“. Der letzte Satz dieſes Abſatzes wird 
erſter Satz des folgenden. Dieſer Abſatz erhält folgenden Zuſatz: 

„Bei Entſcheidungen können Arbeitgeber und Arbeitnehmer nur in gleicher Zahl mitwirken. Iſt die 


Zahl der erſchienenen Mitglieder ungleich, ſo ſcheiden die Jüngſten auf der Seite aus, deren Zahl 


überwiegt.“ 
Weitere Abſätze 3—5 werden eingefügt: 
„Die Fürſorgeausſchüſſe entſcheiden über Streitigkeiten der Erwerbsloſenfürſorge. 


Der Vorſitzende des Fürſorgeausſchuſſes und ſein Stellvertreter ſind berechtigt, eidesſtattliche Ver⸗ | 


ſicherungen abzunehmen, wenn dieſes zur Klärung des Sachverhalts erforderlich erſcheint. 

Als Vorſitzender des Fürſorgeausſchuſſes iſt ausgeſchloſſen, wer die angefochtene Entſcheidung ge⸗ 
fällt hat.“ 

Der bisherige Abſatz 2 wird Abſatz 6. 

Der bisherige Abſatz 3 fällt fort. Folgende 2 weitere Abſätze werden angefügt: 

„Die Entſcheidungen der Fürſorgeausſchüſſe ſind endgültig. Eine weitere Beſchwerde an den Senat 


iſt nur in Fragen von grundſätzlicher Bedeutung zuläſſig. Sie kann ſowohl von dem Vorſitzenden 5 = 


a erbsloſenfürſorge⸗Ausſchuſſes dem Gente böte der betroffenen Gemeinde wie au von 
betroffenen Erwerbsloſen eingelegt und auf einzelne Punkte beſchränkt werden. 

Sofern die weitere Beſchwerde von dem Erwerbsloſen erhoben wird, iſt ſie bei dem Fürſorge⸗ 
chuß einzulegen. Dieſer hat ſie unverzüglich an den Senat mit einer Außerung des Vorſitzenden 


iterzuleiten. Dieſe kann e wenn die Beſchwerde offenſichtlich keine grundſätzliche Frage be⸗ 
rifft.“ 


16. In S 31 Abſatz 1 iſt zu ſetzen ſtatt „den Arbeitsnachweiſen“ „dem Landesarbeitsamt“, in 
Abſatz 2 ſtatt „den zuſtändigen öffentlichen Arbeitsnachweiſen“ „dem Landesarbeitsamt“. 
17. In 8 33 ſtatt „Gemeinde“ „Gemeinden“. 8 
18. In § 84 ſtatt „Der Gemeinde“ „Den Gemeinden“. 
19. In $ 35 Abſatz II ſtatt „Arbeitsnachweis“ „Landesarbeitsamt“. 

5 n 
Die eee eee zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 

Artikel III. 


Biete Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft, mit Ausnahme der Beſtimmung in Ar- 
tikel I, Ziff. 7, die erſt am 1. 4. 1931 in Kraft tritt. 


Wang; den 13. Februar 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 


Bekanntmachung 
5 Geſehes bett. Erwerbsloſenfürſorge vom 28. März 1922 in der Faſſung vom 13. Februar 1931. 

Vom 13. 2. 1931. 

§ 1. i 
: Verpflichtung der Gemeinden. 
Die each ſind verpflichtet, eine Fürſorge für bedürftige erwerbsloſe Danziger Staats- 
gehörige en, der ſie nicht den Rechtscharakter der Armenpflege beilegen SAT 
3 § 2. 

Ziel der Fürſorge. 


00 Ziel der Fürſorge iſt im einzelnen Fall die Beendigung der n durch Aufnahme 
Arbeit. 8 


(2) Soweit dieſes Ziel nicht erreicht werden kann, ſind Unterſtützungen nach Maßgabe Be Be⸗ 
mmungen zu gewähren. i 


8 3. 
: Zuſtän digkeit. 
Zu ſtändig für die Genahuitis der Fürſorge iſt die Gemeinde des Wohnſitzes. 
§ 4. 

Zuzug. 
ritt die Erwerbsloſigkeit vor Ablauf von 3 Monaten nach dem Zuzug aus einer anderen im 
taat gelegenen Gemeinde ein, ſo iſt die Zuzugsgemeinde berechtigt, von der Gemeinde von der der 
bsloſe zugezogen, auf die Dauer von 3 Monaten vom Tage des Zuzuges Koſtenerſtattung zu 


§ 5. 
Unterſtützungskreis. 

Die Fürſorge ſoll nur arbeitsfähigen und arbeitswilligen über 16 Jahre alten Perſonen ge- 
erden, die bisher ihren Lebensunterhalt in der Hauptſache durch Arbeit gegen Lohn oder 
alt erworben haben und ſich infolge der ſchlechten wirtſchaftlichen Lage auf dem Arbeitsmarkt 
rwerbsloſigkeit in bedürftiger Lage befinden. 
ine ſchlechte wirtſchaftliche Lage auf dem Arbeitsmarkt kann dann nicht als Urſache der Er— 
igkeit angenommen werden, wenn die Bemühungen des Landesarbeitsamtes, den Erwerbs- 


Arbeit unterzubringen, vorwiegend aus Gründen, die in der Perſon des Ermerbaloien liegen, 
find. 


Senat Tann für einzelne Berufe und Bezirke beſtimmen, daß während eines beſtimmten 
s als Grund der Erwerbsloſigkeit nicht die ſchlechte Wirtſchaftslage ee und dem⸗ 
g der . zu verſagen iſt. 


30 


(4) Bei berufsüblicher Arbeitsloſigkeit kann der Senat beſtimmen, für welche Berufe und für welche 
Zeiträume die Arbeitsloſigkeit vorwiegend auf Witterungsverhältniſſe zurückzuführen iſt. Er kann für 
dieſen Fall eine Unterſtützung feſtſetzen, die niedriger als die in den SS 14 und 15 beſtimmte ſein 


kann, auch die in S 11 vorgeſehene Wartezeit verlängern. 
ö S 6. 
Arbeitsfähigkeit. a 
(1) Als arbeitsfähig ſind nicht diejenigen Perſonen anzuſehen, die mehr als 66?/, 9% erwerbsbe⸗ 
ſchränkt ſind. N 


(2) Als arbeitsunfähig im Sinne des Abſ. 1 gelten auch die Bezieher einer Invaliden- oder Alters⸗ 


rente ſowie von Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung. 


8 
i Arbeitskampf. n d 
(.) Die Unterſtützung iſt nicht zu gewähren, wenn die Arbeitsloſigkeit durch Ausſtand überwiegend 
verurſacht iſt. Bei Ausſperrung iſt ſie nur dann zu gewähren, wenn die Ausſperrung ſich gegen einen 
für verbindlich erklärten Schiedsſpruch richtet. Die für dieſe Verbindlichkeitserklärung zuſtändige Stelle 
hat auf Antrag eine Entſcheidung innerhalb einer Woche von dem Tage an zu treffen, an dem der 
Antrag einer Partei auf Verbindlichkeitserklärung des Schiedsſpruchs eingeht. 


(2) Nach Abſchluß des Ausſtandes oder der Ausſperrung haben die Gemeinden bei Vorliegen der g 


allgemeinen Vorausſetzungen Unterſtützung zu gewähren. 
e (3) Im Falle eines Arbeitskampfes wird die Erwerbsloſenunterſtützung an diejenigen Perſonen, die 
vor Ausbruch des Arbeitskampfes arbeitslos gemeldet waren oder bereits Erwerbsloſenunterſtützung 
bezogen haben, weiter gezahlt. 
§ 8. 
Bedürftigkeit. 

(1) Eine bedürftige Lage iſt nur inſoweit anzunehmen, als unter Berückſichtigung ſonſt vorhandener 
Erwerbsmöglichkeiten die Einnahmen des zu Anterſtützenden einſchließlich derjenigen der im gemeinſamen 
Haushalt lebenden Familienangehörigen derart gering ſind, daß er nicht imſtande iſt, damit den not⸗ 
wendigen Lebensunterhalt zu beſtreiten und als ihm keine familienrechtlichen Unterhaltsanſprüche zu⸗ 
ſtehen, deren Erfüllung den notwendigen Lebensunterhalt ermöglichen würde. Kleinerer Beſitz (Spar⸗ 


groſchen, Wohnungseinrichtungen uſw.) darf für die Beurteilung der Bedürftigkeit nicht in Betracht x 


gezogen werden. d 
(2) Unterſtützungen, die der Erwerbsloſe auf Grund eigener oder fremder Vorſorge bezieht, ſowie 
Rentenbezüge ſind für die Beurteilung der Bedürftigkeit zur Hälfte dieſes Betrages in Betracht zu 
f ziehen und auf die Unterſtützung anzurechnen. Zinſen von Erſparniſſen und dergleichen ſind voll an⸗ 
zurechnen. f 
§ 9. 
Teilunterſtützung. i 
Wenn eine bedürftige Lage durch einen Teilbetrag der Unterſtützung behoben werden kann, ſo 
iſt nur der Teilbetrag zu gewähren (Beihilfe). 
SION > 
Ausländer. 


Ausländern, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig erwerbslos geworden, wird die Erwerbs⸗ 


loſenfürſorge gewährt, ſoweit ſie zur Beſchäftigung im Freiſtaate zugelaſſen ſind und ihr Heimatsſtaat 


Danziger Erwerbsloſen nachweislich eine dieſem Geſetze gleichwertige Fürſorge gewährt. 


. 
Wartezeit. 


Die Unterſtützung darf nur für die ſechs Wochentage und erſt nach einer Wartezeit von einer 


Woche gewährt werden. Eine Wartezeit wird jedoch nicht berechnet: 
1. für Perſonen, die nach einer Beſchäftigung von weniger als 6 Wochen oder nach einer Krank⸗ 
heit von mindeſtens einwöchiger Dauer unterſtützungsbedürftig werden. 
2. für Kurzarbeiter im Falle des § 21. 


3. für Perſonen, die unmittelbar vor Eintritt der Unterſtützung Kurzarbeit geleiſtet haben 5 


und deshalb Lohnkürzungen unterworfen waren. 


Be ee Arbeitsverweigerung. 

(i) Die Gemeinden find verpflichtet, die Unterſtützung zu verſagen, wenn der Erwerbsloſe ſich 
weigert, eine nachgewieſene Arbeit aufzunehmen, die auch außerhalb ſeines Berufs und Wohnorts 
liegen darf und ihm nach ſeiner Ausbildung und körperlichen Beſchaffenheit zugemutet werden kann. 
In Zweifelsfällen entſcheidet über die körperliche Beſchaffenheit das ärztliche Zeugnis. 

(2) Die Weigerung kann nur damit begründet werden, daß: 

a) in dem betreffenden Betriebe geſtreikt wird, 

b) für die zugewieſene Arbeit nicht der tarifmäßige Lohn gezahlt wird, obwohl ein Tarif⸗ 
vertrag beſteht. Wenn ein Tarifvertrag für den Betrieb nicht beſteht, ſo muß der Lohn für 
die zugewieſene Arbeit höher ſein als die dem Erwerbsloſen zuſtehende Unterſtützung, 

c) die Arbeit die Geſundheit oder Sittlichkeit ſchädigt, 
5 d) die ſpätere Verwendung in dem erlernten Berufe weſentlich erſchwert wird, 
5 e) bei Verheirateten die Verſorgung der Familie unmöglich wird, 
| ) ſonſtige zwingende, unabänderliche Verhältniſſe vorliegen. 


§ 13. 
a Reiſebeihilfe. i S 
(1) Siedelt der Erwerbsloſe in einen auswärtigen Beſchäftigungsort über, jo kann ihm freie Fahrt 
nebit einer angemeſſenen Beihilfe zu den Reiſekoſten von der Gemeinde des letzten Wohnortes ge⸗ 
währt werden. = 
(2) Wenn die im Haushalt des Erwerbsloſen lebenden Familienangehörigen reiſen oder nachfolgen und 
der Erwerbsloſe nachweiſt, daß deren Unterkunft in dem Beſchäftigungsort geſichert iſt, ſo kann auch 
dieſen Familienangehörigen freie Fahrt nebſt einer angemeſſenen Beihilfe zu den Reiſekoſten bewilligt 
werden. Auch kann die Gemeinde des letzten Wohnortes eine Beihilfe zu den Unkoſten zur e 
des Umzugsgutes gewähren. 8 
(3) Iſt bei Verheirateten die Mitnahme der Familie in den auswärtigen Beſchäftigungsort nicht 
- angängig, jo kann die Gemeinde des letzten Wohnortes den zurückbleibenden Familienangehörigen 
bis zur Ermöglichung des Eintritts der Verſorgung durch den Ernährer, jedoch nicht länger als acht 
Wochen die Zuſchläge zur Erwerbsloſenunterſtützung (§S 15) ganz oder teilweiſe aan 


§ 14. 
Höhe der Anterſtützung. 
(1) Die Anterſtützung iſt von den Gemeinden nach folgenden Sätzen zu gewähren: 
1. für Erwerbsloſe: 


a) über 21 Jahre, ſofern fie nicht im Haushalt eines anderen leben. . 2,05 8 

b) über 21 Jahre, ſofern fie im Haushalt eines anderen lebeeeeeeens 1,70 6 

e . 22 
2. als Familienzuſchläge für: ; 

a) den Ehegatten. . ESYAORSNIES: 

b) Kinder und ſonſtige inzerhalisbesehtigte i 3 0,45 G 
(2) Einer Perſon über 21 Jahre iſt ein für volljährig erklärter Ehemann gleichzuachten. 

§ 15. 
Familienzuſchläge. 


-(1) Angehörigen eines unterſtützten Erwerbsloſen, die gegen dieſen einen familienrechtlichen Unter— 
ſtützungsanſpruch haben oder im Falle feiner Leiſtungsfähigkeit haben würden und bis zum Eintritt 
der Unterſtützungsbedürftigkeit von ihm ganz oder in der Hauptſache unterhalten worden ſind, darf 
keine ſelbſtändige Erwerbsloſenunterſtützung gewährt werden. In ſolchen Fällen iſt vielmehr die Un⸗ 
* terſtützung angemeſſen zu erhöhen (Familienzuſchläge). 

2) Leben die Eheleute getrennt, jo kann die Geſamtunterſtützung nach billigem Ermeſſen aeteil: und 
= getrennt ausgezahlt werden. 

5 (3) Die Kinderzuſchläge ſind bis zum vollendeten 14. Lebensjahre zu zahlen. In beſonderen Fällen 
können die Zuſchläge bis zum vollendeten 16. Lebensjahre gewährt werden. 

(4) Der Kinderzuſchlag iſt für ein Kind, das während der Ehe geboren wird, zu gewähren. Heiratet 
der . während ſeiner Erwerbsloſigkeit, ſo kann der Zuſchlag für die Ehefrau gewährt werden. 


(ss 12 um 15) 


Feſtſezung anderer 1 
Der Senat wird e erforderlichenfalls im Verordnungswege andere Sätze feſtzuſetzen 


e 
Form der Auszahlung. 
Die Erwerbsloſenunterſtützung einſchließlich der Familienzuſchläge kann auch in Sachleiſtungen ge⸗ 
währt werden. Auch kann die Erwerbsloſenunterſtützung bis zu 50 v. H. unmittelbar an den Gläu⸗ 
biger oder an den Ehegatten des Erwerbsloſen gezahlt werden. 
8. 17. 
Mehrere Anterſtützte in derſelben Familie. 

Die ſelbſtändigen Anterſtützungen, die mehrere in einem gemeinſchaftlichen Hale lebende 
Familienmitglieder erhalten, dürfen in ihrer Summe das Vierfache der Anterſtützung nicht über— 
ſteigen, die dem höchſtunterſtützten Mitglied der Familie für ſeine Perſon zuſteht. 

§ 17a. i 
Beendigung der Erwerbsloſenfürſorge. 


Die Erwerbsloſenfürſorge endigt, wenn der Erwerbsloſe die Unterſtützung oder an deren Stelle 


Krankengeld in den letzten 3 Jahren für insgeſamt 27 Monate bezogen hat. Der Bezugsdauer der 
Unterſtützung iſt die Zeit, in der dem Erwerbsloſen die Unterſtützung wegen eigenen Verſchuldens 
verſagt oder entzogen worden iſt, gleichzuſetzen. Die Erwerbsloſenunterſtützung kann erſt dann wieder 
gezahlt werden, wenn der Erwerbsloſe eine verſicherungspflichtige Tätigkeit von mindeſtens 3 Monaten 
nach Einſtellung der Unterſtützung durch Vorlage von Entlaſſungsbeſcheinigungen nachweiſt.“ 
§ 18. 
Winter beihilfe. i 
(1) In der Zeit vom 1. Oktober bis zum 30. April jeden Jahres iſt den Erwerbsloſen, die an min⸗ 


deſtens 60 Tagen der vorhergehenden 3 Monate Erwerbsloſenunterſtützung oder an deren Stelle als 


Erwerbsloſe Krankengeld bezogen haben, eine Winterbeihilfe zu gewähren. Der Monatsbetrag der 
Winterbeihilfe iſt bei Erwerbsloſen mit zuſchlagsberechtigten Familienangehörigen gleich dem acht⸗ 
fachen, bei den übrigen Erwerbsloſen gleich dem ſechsfachen Tagesſatz der bezogenen Unterſtützung 
einſchließlich der Familienzuſchläge. Die Winterbeihilfe wird monatsweiſe gewährt, ſie ſoll in der 
Regel in Sachleiſtungen beſtehen. 

(2) Soweit bei einem Erwerbsloſen die Vorausſetzungen für die Zahlung der Winterbeihilfe nicht 
während des ganzen Monats gegeben ſind, wird ein entſprechender Bruchteil der Winterbeihilfe ge⸗ 
währt. Für die Bemeſſung des Bruchteils wird der Monat zu 26 Tagen berechnet. 


§ 19. 
Lohngrenze. 

(1) Eine nach den SS 14—18 zu gewährende Geſamtunterſtützung einſchließlich Winterbeihilfe darf 
80 v. H. des Lohnes nicht überſteigen, den der Erwerbsloſe erhalten würde, wenn er nach den für 
ſein Gewerbe beſtehenden Tarifverträgen in vollem Lohn ſtände. In ländlichen Gemeinden iſt der 
Beſtimmung der Lohngrenze für Arbeiter allgemein der Tarif für landwirtſchaftliche Arbeiter zu⸗ 
grunde zu legen mit Ausnahme der gelernten Arbeiter, für die der für ſie geltende Tarif maß⸗ 
gebend iſt. 

(2) Wo keine Lohnkarife beſtehen, gelten die ortsüblichen Löhne. 


§ 20. 
Anlernezuſchuß. 


(1) Nimmt ein Erwerbsloſer eine Arbeitsſtelle an, in der er zu vollem Verdienst erft nach An⸗ 


gewöhnung der erforderlichen Fertigkeiten gelangen kann, ſo kann ihm ein Zuſchuß für die Dauer von 
3 Monaten gewährt werden, ſofern nicht der verdiente Lohn den bisherigen Betrag der Erwerbsloſen⸗ 
unterſtützung um 2,— G werftäglih überſteigt. 


(2) Der Zuſchuß darf den Unterſchied zwiſchen dem Lohne‘ 105 der um 2,— G werktäglich vermehrten 


Unterſtützung nicht überſchreiten. 
8 2 
Kurzarbeiterunterſtützung. 
Erreichen in einem Zeitraum (Woche, Doppelwoche, Monat) Arbeitnehmer infolge vorüber⸗ 
gehender Einſtellung oder Beſchränkung der Arbeit die in ihrer Arbeitsſtätte ohne Ueberarbeit übliche 


Zahl von Arbeitsſtunden nicht und treten deswegen Lohnkürzungen ein (Kurzarbeiter), jo erhalten fie, = 
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ſofern 50 v. H. des verbliebenen Verdienſtes den Anterſtützungsbetrag für den Zeitraum bei gänz⸗ 
licher Erwerbsloſigkeit nicht erreichen, Erwerbsloſenunterſtützung in Höhe des fehlenden Betrages, je⸗ 
doch an Arbeitsverdienſt und Erwerbsloſenunterſtützung nicht mehr, als den Betrag des bisherigen 
Arbeitsverdienſtes bei voller Arbeitszeit. Eine Prüfung der Bedürftigkeit findet nicht ſtatt. Die 
Arbeitgeber ſind verpflichtet, über den Arbeitsverdienſt Auskunft zu geben und auf Erfordern der 
Gemeinde die Errechnung und Auszahlung der Anterſtützung koſtenlos zu beſorgen. 
§ 22. = 
Krankenverſicherungen. . 

(1) Iſt ein Erwerbsloſer auf Grund der Reichsverſicherungsordnung zur Fortſetzung oder Aufrecht⸗ 
erhaltung einer Verſicherung gegen Krankheit bei einer Krankenkaſſe oder Erſatzkaſſe berechtigt, ſo 
kann die Gemeinde die Weiterverſicherung herbeiführen. Als Grundlohn für die Leiſtungen gilt der 
durchſchnittliche Arbeitstagesverdienſt des letzten Jahres vor Eintritt der Erwerbsloſigkeit. 

(2) Macht die Gemeinde von dem Rechte der Weiterverſicherung gemäß Abſ. 1 keinen Gebrauch, ſo 


hat die Gemeinde ihrerſeits dem Erwerbsloſen die gleiche oder eine gleichwertige Krankenhilfe zu ge⸗ 
währen. a 


§ 23. 
. ; Umverfiherung. 

(1) Die Gemeinde kann mit der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe ihres Bezirks oder einer anderen 
Krankenkaſſe (8 225 der Reichs verſicherungsordnung) die in ihrem Bezirke den Sitz hat und deren 
Leiſtungen denen der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe mindeſtens gleichwertig ſind, vereinbaren, daß bei 
der Kaſſe alle von der Gemeinde zu unterſtützenden Erwerbsloſen verſichert werden, auch wenn ſie 
nicht dem zur freiwilligen Verſicherung oder Weiterverſicherung nach der Reichsverſicherungsordnung be⸗ 


rechtigten Perſonenkreis angehören. Als Grundlohn gilt der letzte Lohn, den der Erwerbsloſe bezogen 


hat, ehe er erwerbslos wurde. Iſt ein ſolcher nicht zu ermitteln, ſo gilt als letzter Lohnſatz die 
niedrigſte Lohnſtufe dieſer Art der Ortskrankenkaſſe. 

(2) Die Leiſtungen der Kaſſe beſtimmen ſich nach den gleichen Grundſätzen wie für Verſicherungs⸗ 
pflichtige, Streit über Leiſtungen wird im Spruchverfahren nach der Reichsverſicherungsordnung ent⸗ 
ſchieden. E 
8) Die Vorſchriften des $ 214 der Reichsverſicherungsordnung gelten nicht, ſoweit danach dem Er⸗ 
werbsloſen neben den Anſprüchen nach Abſ. 3 Anſprüche gegen eine andere Kaſſe zuſtehen würden. 

(4) Ein Ausſcheiden aus der Kaſſe wegen Wegfalles der Erwerbsloſenunterſtützung ſteht dem Aus⸗ 
ſcheiden wegen Erwerbsloſigkeit im Sinne des § 214 der Reichsverſicherungsordnung, aber nicht dem 
Ausſcheiden aus der verſicherungspflichtigen Beſchäftigung im Sinne des $ 313 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung gleich. 5 - 

§ 24. 
Rechte Amverſicherter. i Ne 
(1) Auch wo eine Gemeinde eine Vereinbarung mit einer Krankenkaſſe nach § 23 getroffen hat, iſt 


ein Erwerbsloſer, der den Vorausſetzungen des § 22 genügt, nach Vorſchrift des $ 22 zu verſichern, 


wenn er es bei der Gemeinde binnen 3 Wochen nach dem Inkrafttreten der Vereinbarung oder nach 


dem ſpäteren Beginne der Erwerbsloſenunterſtützung beantragt. 


(2) Wird der Antrag nicht oder nicht rechtzeitig geſtellt, ſo kann der Erwerbsloſe die Verſicherung 
bei ſeiner früheren Kaſſe nach Beendigung der Verſicherung nach $ 23 in gleicher Weiſe fortſetzen oder 
aufrechterhalten, wie wenn er bis dahin Mitglied der früheren Kaſſe geweſen wäre, ſofern er binnen 
3 Wochen den Wiederbeitritt zu dieſer Kaſſe erklärt. 

(3) In den Fällen des Abſ. 2 kann die frühere Kaſſe den Erwerbsloſen ärztlich unterſuchen laſſen. Für 
eine Erkrankung, die beim Wiederbeitritt bereits beſteht, hat er einen Anſpruch nur gegen die nach § 23 
zuſtändige Kaſſe. Auf ihren oder ſeinen Antrag erhält er die Leiſtungen von der früheren Kaſſe. Ge⸗ 
ſchieht es auf ſeinen Antrag, ſo hat die frühere Kaſſe der nach $ 23 zuſtändigen binnen einer Woche 
den Eintritt des Verſicherungsfalles mitzuteilen. Dieſe Kaſſe hat der früheren ihre Aufwendungen in 
vollem Umfange zu erſetzen. Streit über Erſatzanſprüche wird im Spruchverfahren nach der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung entſchieden. ; 

8 25. 
Unpfändbarkeit. 
Die Erwerbsloſenunterſtützung iſt der Pfändung nicht unterworfen. 
5 § 26. 
’ Weitere Vorausſetzung der Anterſtützung. 
(1) Der Erwerbsloſe hat ſich an den vom Senat oder den zuſtändigen Behörden beſtimmten Stellen 


und bekanntgegebenen Zeiten zwecks Abſtempelung ſeiner Vormerkkarte zu melden. 
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(2) Die Gemeinden können die Erwerbsloſenfürſorge von weiteren Vorausſetzungen (Teilnahme an 

der Allgemeinbildung dienenden Veranſtaltungen, fachlichen Ausbildungsgängen, am Beſuch von 

Werkſtätten und Lehrkurſen und dergl.) insbeſondere für Jugendliche, abhängig machen. 

(3) Der Senat kann auch für ſämtliche oder einzelne Gemeinden beſtimmen, daß die Zahlung der 
Unterſtützung oder ſonſtiger Bezüge aus der Erwerbsloſenfürſorge von einer Arbeitsleiſtung ab⸗ 
hängig zu machen iſt. Dieſe Verpflichtung kann auf einzelne Berufe oder Arten von Erwerbsloſen 
beſchränkt werden. . x 

(4) Merden Notitandsarbeiten eingerichtet, ſo kann ein beſonderer Lohn (Notſtandslohn) vom Senat 
feſtgeſetzt werden. Das Nähere wird durch beſondere Verordnung beſtimmt. 5 


§ 27. : R 
Ausſchluß. 
Der dauernde oder zeitliche Ausſchluß von dem Bezuge der Erwerbsloſenfürſorge kann erfolgen, 
wenn der Erwerbsloſe a a 
1. hinſichtlich der der Prüfung der Unterſtützungsbehörde unterliegenden Verhältniſſe wiſſentlich 
unwahre Angaben macht oder Tatſachen wiſſentlich verſchweigt, oder die Unterſtützungsbehörde 
ſonſt zu täuſchen verſucht, insbeſondere ar 
a) auf die Unterſtützung bezügliche Urkunden oder Zeichen z. B. Entlaſſungsſcheine oder 
die Kontrollkarte fälſcht, 5 f 
b) neben dem Bezuge von Unterſtützung ohne Vorwiſſen der Unterſtützungsbehörde Arbeit 
verrichtet oder einem ſonſtigen Erwerb nachgeht, 
c) Erwerbsloſenunterſtützung zu beziehen ſucht, obwohl er ſich bei einer Krankenkaſſe zum 
Zwecke der Krankenverſorgung krank und arbeitsunfähig gemeldet hat. s 
2. wiederholt ihm angebotene Arbeit grundlos verweigert oder zufolge ſonſtiger Tatſachen (3. B. 
Trunkſucht) offenbar arbeitsunwillig oder der Unterſtützung nicht würdig erſcheint. 


§ 28. 
Auskunftspflicht der Arbeitgeber. 

(1) Die Arbeitgeber ſind verpflichtet, die Gründe des Ausſcheidens eines Arbeitnehmers aus ihrem 
Dienſte wahrheitsgemäß ſoweit klarzuſtellen, als zur Beurteilung deſſen, ob der Unterſtützungsfall nach 
den Vorſchriften dieſes Geſetzes gegeben iſt, erforderlich erſcheint. : 

(2) Ein Arbeitgeber, der eine Auskunft nach Abſatz 1 erteilt, iſt, ſoweit dieſe nicht wiſſentlich unrichtig 
iſt, von jeder Verantwortung frei. i ö 

(3) Die gemachten Angaben ſind von der Fürſorgeſtelle geheim zu halten. Den Erwerbsloſen it aber 


von den Angaben ſchriftlich Kenntnis zu geben. g 
(4) Die Fürſorgebehörde kann den Arbeitgeber zur Erteilung der Auskunft durch Ordnungsſtrafe bis 


zu 300 G anhalten. 
(5) Die Strafe kann wiederholt verhängt werden. Sie iſt wie Gemeindeabgaben beizutreiben. 


§ 29. 
Unrichtige Auskünfte. 

(1) Arbeitgeber und ihre Beauftragte, welche eine nach $ 28 zu gebende Auskunft wiſſentlich unrichtig 
erteilen, werden, ſoweit nicht eine Strafverfolgung nach den allgemeinen Strafgeſetzen eintritt, mit 
Geldſtrafe von 50 bis 5000 G oder mit Gefängnis bis zu 6 Monaten beſtraft. 

2) Dieſelbe Strafe trifft Arbeitgeber und deren Beauftragte, wenn ſie in Entlaſſungsbeſcheinigungen 
oder ähnlichen Urkunden, die zum Ausweis über das Arbeitsverhältnis dienen, unrichtige Angaben, 
insbeſondere hinſichtlich des Entlaſſungsgrundes machen, ſofern der Arbeitnehmer zum Zwecke des Be⸗ 
zuges der Erwerbsloſenunterſtützung hiervon Gebrauch macht und der Arbeitgeber oder der Beauf⸗ 
tragte dieſes wiſſen oder annehmen mußte. 

(3) Für die Rückzahlung der zu Unrecht gezahlten Unterſtützung bleibt neben dem Arbeitnehmer der 
Arbeitgeber ſowie deſſen Beauftragter haftbar. Auf dieſe Rückzahlung iſt in dem Strafurteil nach den 
Vorſchriften, welche für die Zuerkennung einer Buße gelten, zu erkennen. Neben dem Beauftragten 
haftet in jedem Fall der Arbeitgeber als Geſamtſchuldner. 


S 30. 
Fürſorgeausſchüſſe. 
(1) Für die Durchführung der Erwerbsloſenfürſorge ſind in Städten bei der Fürſorgebehörde, in 
den Landkreiſen bei der Kreisbehörde Fürſorgeausſchüſſe zu errichten. Dieſe beſtehen aus dem Vor⸗ 
ſitzenden und je zwei bis vier Arbeitgebern und Arbeitnehmern als Beiſitzer. Die Mitglieder und die 
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notwendige Anzahl von Stellvertretern werden in der Stadt Danzig vom Senat, in Zoppot, Tiegen⸗ 


hof und Neuteich vom Magiſtrat und in den Landkreiſen von der Kreisbehörde, und zwar die Bei⸗ 
ſitzer auf Vorſchlag der Berufsvereinigungen, einberufen. 

(2) Der Ausſchuß it. beſchlußfähig, wenn außer dem Vorſitzenden mindeſtens je 1 Arbeitgeber und 
1 Arbeitnehmer anweſend ſind. Bei Entſcheidungen können Arbeitgeber und Arbeitnehmer nur in 
gleicher Zahl mitwirken. Iſt die Zahl der erſchienenen Mitglieder ungleich, ſo ſcheiden die jüngſten 
auf der Seite aus, deren Zahl überwiegt. 5 

(3) Die Fürſorgeausſchüſſe entſcheiden über Streitigkeiten der Erwerbsloſenfürſorge. 

(4) Der Vorſitzende des Fürſorgeausſchuſſes und ſein Stellvertreter ſind berechtigt, eidesſtattliche Ver— 
ſicherungen abzunehmen, wenn dieſes zur Klärung des Sachverhalts erforderlich erſcheint. 

(5) Als Vorſitzender des Fürſoxgeausſchuſſes iſt ausgeſchloſſen, wer die angefochtene Entſcheidung 
gefällt hat. 

(6) Die Fürſorgeausſchüſſe können in einzelnen Fällen aus beſonderen Gründen von den in dieſem 
Geſetz für den Bezug der Erwerbsloſenfürſorge feſtgelegten Vorausſetzungen abſehen. 

(7) Die Entſcheidungen der Fürſorgeausſchüſſe ſind endgültig. Eine weitere Beſchwerde an den Senat 
iſt nur in Fragen von grundſätzlicher Bedeutung zuläſſig. Sie kann ſowohl von dem Vorſitzenden des 


Erwerbsloſenfürſorgeausſchuſſes, dem Gemeindevorſteher der betroffenen Gemeinde wie auch von den 


betroffenen Erwerbsloſen eingelegt und auf einzelne Punkte beſchränkt werden. 

(8) Sofern die weitere Beſchwerde von dem Erwerbsloſen erhoben wird, iſt ſie bei dem Fürſorge— 
ausſchuß einzulegen. Dieſer hat ſie unverzüglich an den Senat mit einer Außerung des Vorſitzenden 
weiter zu leiten. Dieſe kann unterbleiben, wenn die Beſchwerde offenſichtlich keine grundſätzliche Frage 
betrifft. 2 a 

= § 31. 
Arbeitsvermittelung. 

(1) Die Fürſorgebehörden und die Fürſorgeausſchüſſe find verpflichtet, in engſter Zuſammenarbeit mit 
dem Landesarbeitsamt darauf hinzuwirken, daß den unterſtützten Erwerbsloſen mit tunlichſter Be⸗ 
ſchleunigung paſſende Arbeit vermittelt wird. 8 

(2) Hierzu ſind insbeſondere alle über 26 Wochen Unterſtützten dem Landesarbeitsamt namhaft zu 
machen. 

(3) Die derart namhaft Gemachten ſind bei öffentlichen Arbeiten, insbeſondere bei Notſtandsarbeiten, 
bei Bedarf von Arbeitskräften in erſter Linie zu berückſichtigen. N 


§ 32. 
Säumige Gemeinden. 


Gemeinden, die trotz eines vorhandenen Bedürfniſſes keine oder keine genügende Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge einrichten, werden dazu von dem Senat angehalten; dieſer kann die dazu notwendigen nord⸗ 


nungen für Rechnung der Gemeinden treffen. 


§ 33. 
Aufſicht. 

Der Senat hat die Aufſicht über die Handhabung der Erwerbsloſenfürſorge durch die Gemeinden, 
insbeſondere über die Schaffung genügender Verwaltungs- und Kontrolleinrichtungen. Kommen die 
Gemeinden der Anordnung des Senats nicht nach, ſo kann ihnen die Staatshilfe ($S 34) entzogen 
werden. GEBE 

§ 34, 
KRKoſtentragung. 

(i) Den Gemeinden werden von dem Geſamtaufwande für die Erwerbsloſenfürſorge von der Freien 
Stadt / erſetzt. Zu dem Geſamtaufwand gehören auch die für die Erwerbsloſenfürſorge notwendigen 
beſonderen Verwaltungskoſten. 

2) Der Senat kann bei leiſtungsſchwachen oder leiſtungsunfähigen Gemeinden den auf dieſe entfal⸗ 
lenden Anteil des Geſamtaufwandes teilweiſe oder ganz übernehmen. 


§ 35. 
Erſtattungsverfahren. 
Anträge auf Erſtattung der Koſten haben die Städte unmittelbar, die Gemeinden durch Ver— 
mittelung der Kreisbehörde nach Ablauf von je 4 Wochen (Abrechnungszeitraum) beim Senat zu 
ſtellen. Sie haben hierzu eine Aufſtellung einzureichen, welche ergibt: 
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J. 1. Die Zahl der am Schlußtage des Abrechnungszeitraumes vorhandenen Hauptunterſtützungs⸗ 
empfänger, und zwar 5 a 
a) ſoweit dieſe voll unterſtützt werden (Vollunterſtützungsempfänger), 
b) ſoweit dieſe eine Beihilfe erhalten (Beihilfeempfänger). ö 
2. Die Zahl der zu den Hauptunterſtützungsempfängern gehörenden Zuſchlagsempfänger. 
II. Die Zahl der nach S 31 dem Landesarbeitsamt Gemeldeten. 
III. Die in dem abgelaufenen Zeitraum gezahlte Unterſtützung nebſt dem auf den Kopf des Unter⸗ 
ſtützten entfallenden Durchſchnittsſatze. 0 N 
IV. Die ſonſtigen Aufwendungen für Zwecke der Erwerbsloſenfürſorge. 


§ 36. 
Produktive Erwerbsloſenfürſorge. 

(1) Der Senat iſt ermächtigt, zur Unterſtützung von Maßnahmen, die geeignet ſind, den Abbau der 
Erwerbsloſenfürſorge zu fördern, insbeſondere zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit für die Er⸗ 
werbsloſen, Darlehen oder Zuſchüſſe aus Mittelm der Erwerbsloſenfürſorge zu bewilligen. 

(2) Sie ſollen nach Maßgabe des § 34 auf den Staat und die beteiligten Gemeinden verteilt 
werden. f f 

§ 37. 
Aufhebung bisheriger Beſtimmungen. 

Alle bisherigen Beſtimmungen über die Erwerbsloſenfürſorge ausſchließlich des Geſetzes vom 
24. 6. 21, betreffend Erhöhung der Erwerbsloſenunterſtützung für die Dauer der Brotteuerung 
(G. Bl. S. 81) werden aufgehoben. Das Geſetz vom 24. Juni 1921 tritt mit dem 12. Februar 1922 
außer Kraft. i 


Danzig, den 13. Februar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiereinski-⸗Keiſer. 


21 Verordnung 
betreffend Abänderung der Zuckerſteuer-Ausführungsbeſtimmungen vom 18. Juni 1903 in der 
Faſſung vom 19. Februar 1924 (G. Bl. S. 33). 
N Bom 17. 2. 1931. 
Artikel 1. 
Der $S 1 erhält folgenden Abſatz 2: 
„Die gleiche Behandlung erfahren Rübenſäfte und ihre weiteren Bearbeitungen, ſoweit ſie nicht 
in Haushaltungen ausſchließlich zum eigenen Verbrauch bereitet werden.“ 
Artikel 2. 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 17. Februar 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Hoppenrath. 


1 
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Druckfehlerberichtigung. 


Im Geſetzblatt 1931 S. 21 muß es in der erſten Zeile des $ 3 anſtatt: „1. Februar“ heißen: 
„1. April“. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth, Danzig. 


